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Beschluß 


In der Anfechtungssache — Az. V 5/70 — des Albert Reinhold Sdiaffnit, 
Heidelberg, 

gegen die Gültigkeit des Volksentscheids im Gebietsteil Baden des Landes 
Baden-Württemberg gemäß Artikel 29 Abs. 3 des Grundgesetzes 

hat der Deutsche Bundestag in seiner . . . Sitzung am 

beschlossen: 

Der Einspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1 . 


Durch Gesetz über den Volksentscheid im Ge- 
bietsteil Baden des Landes Baden-Württemberg ge- 
mäß Artikel 29 Abs. 3 GG vom 26. Februar 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 201) wurde festgelegt, daß im 
Gebietsteil Baden des Landes Baden-Württemberg 
bis, zum 30. Juni 1970 ein Volksentscheid über die 
Zugehörigkeit dieses Gebietes zum Land Baden- 
Württemberg durchzuführen sei; 


Der Bundesminister des Innern hat den Abstim- 
mungstermin auf den 7. Juni 1970 festgelegt (ßun- 
desanzeiger Nr. 54 S. 1 vom 19. März 1970). Am 
10. Juli 1970 hat der Bundesminister des Innern 
das amtliche Gesamtergebnis des Volksentscheids 
bekanntgemacht (Bundesanzeiger vom 10. Juni 1970 
Nr. 123 S. 1). In der Bekanntmachung heißt es: 


„Der Landesabstimmungsausschuß hat in sei- 
ner Sitzung am 18. Juni 1970 das Gesamtergeb- 
nis der Abstimmung des am 7. Juni 1970 gemäß 
Artikel 29 Abs. 3 des Grundgesetzes im Ge- 
bietsteil Baden des Landes Baden-Württemberg 
durchgeführten Volksentscheids wie folgt fest- 
gestellt: 


Abstimmungsberech- 
tigte 

Abgegebene Stimmen 
Ungültige Stimmen . . 
Gültige Stimmen .... 
Davon 

für die Wiederherstel- 
lung Badens 
abgegebene Stimmen 

für den Verbleib 
Badens beim Land 
Baden-Württemberg 
abgegebene Stimmen 


2 566 646 

1 606 502 (= 62,83 <>/o) 
8 024 
1 598 478 


288 813 (-= 18,07 <>/o) 


1 309 665 (= 81,93 Vo) 


Nach § 3 des Gesetzes über den Volksentscheid 
im Gebietsteil Baden des Landes Baden-Würt- 
temberg gemäß Artikel 29 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes vom 26. Februar 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201) ist für die Wiederherstellung 
des früheren Landes Baden eine Mehrheit, die 
mindestens der zum Landtag wahlberechtig- 
ten Bevölkerung im Gebietsteil Baden um- 
faßt (= Quorum), notwendig, mithin 641 662 
Stimmen. Diese Stimmenzahl wurde nicht er- 
reicht. Der Volksentscheid hat vielmehr eine 
Mehrheit für den Verbleib des Gebietsteils 
Baden beim Lande Baden-Württemberg erge- 
ben." 

Gegen die Gültigkeit des Volksentscheids richtet 
sich der vorliegende Einspruch. Für die Anfechtung 
von Entscheidungen und Maßnahmen im Wahlver- 
fahren finden die Vorschriften des Bundeswahlge- 
setzes entsprechende Anwendung. Durch den ent- 
sprechend anzu wendenden § 50 BWG und auf Grund 
des § 32 Abs. 3 des Gesetzes über den Volksent- 
scheid im Gebietsteil Baden des Landes Baden-Würt- 
temberg gemäß Artikel 29 Abs. 3 GG finden auf die 
Anfechtung des Volksentscheids die Vorschriften 
über das Wahlprüfungsverfahren — Wahlprüfungs- 
gesetz vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 166), 
geändert durch Gesetz vom 24. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 977) — Anwendung. 

Der Einspruchführer hat mit Schreiben vom 
1, August 1970, ergänzt durch zwei sogenannte 
Denkmodelle und ein weiteres Schreiben — alle 
vom 1. August 1970 — Einspruch gegen die Gültig- 
keit des Volksentscheids eingelegt. Zur Begründung 
trägt er vor: 

Die Frist des Artikels 29 Abs. 6 GG sei nicht ein- 
gehalten worden; der Abstimmungstermin sei daher 
um 18 Jahre verspätet angesetzt worden. 

Der Einspruchsführer rügt weiter, in den Abstim- 
mungslokalen seien keine Vertreter der Altbadener 
zugelassen gewesen. Außerdem seien Zugezogene 
abstimmungsberechtigt gewesen. Er behauptet, die 
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eigentlichen politischen Angelegenheiten Altbadens 
seien in der Öffentlichkeit vor den Wahlen nicht 
bekanntgemacht worden. Die Wahlen seien also bis 
in die Wahllokale hinein von der Stuttgarter Regie- 
rung kommandiert und eingerichtet worden. Seine 
Ausführungen gipfeln in der Behauptung, es habe 
sich um eine Diktaturwahl gehandelt. 

Auf Aufforderung des Wahlprüfungsausschusses hat 
die Baden-Württembergische Landesregierung zu 
dem Vorbringen des Einspruchsführers mit Schrei- 
ben vom 5.' November 1970 Stellung genommen. In 
dieser heißt es u. a.: 

Die vom Bundesgesetzgeber im Sommer 1969 ver- 
abschiedete Novelle zu Artikel 29 GG, die den 
Volksentscheid in den badischen Landesteilen er- 
möglicht habe, gehe auf Vorschläge zurück, die 
Regierung und Landtag des Landes Baden-Württem- 
berg bereits seit Beginn der 60er Jahre gemacht 
hätten. Dabei hätte die Landesregierung bei der 
Bundesregierung und bei den Fraktionen des Deut- 
schen Bundestages immer wieder auf eine rasche 
Lösung gedrängt. Regierung und Landtag sei es um 
eine Abstimmung mit politisch befriedigender und 
abschließender Wirkung gegangen, die auch den 
Befürwortern der Wiederherstellung des Landes 
Baden als fair und redlich erschien. 

Die Verantwortung für den eigentlichen Ablauf 
habe nicht bei der Landesregierung, sondern beim 
Bund gelegen, dem die Aufgabe der Neugliederung 
nach dem Grundgesetz zufalle. Somit könnten keine 
Vorwürfe gegen die Landesregierung wegen angeb- 
licher Verschleppung des Volksentscheids gemacht 
werden. 

Die Durchführung des Volksentscheids selbst habe 
unabhängigen Abstimmungsorganen oblegen. Bei 
der Bildung dieser Organe sei § 24 Abs. 2 des Ge- 
setzes über Volksbegehren und Volksentscheid bei 
Neugliederung des Bundesgebietes nach Artikel 29 
Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes nicht beachtet wor- 
den. Die Behauptung, in die Abstimmungsorgane 
seien keine Vertreter der Altbadener berufen wor- 
den, sei objektiv unrichtig. Wenn in den einzel- 
nen Gemeinden keine Heimatbundvertreter in die 
örtlichen Abstimmungsvorstände berufen worden 
seien, so habe das daran gelegen, daß entweder 
keine Organisation des Heimatbundes am Ort vor- 
handen gewesen sei oder aber diese niemand vor- 
geschlagen habe. Besonders aufschlußreich sei inso- 
weit der Vorgang in der Stadt Heidelberg. Dort 
habe das Bürgermeisteramt den Heimatbund schon 
mit besonderem Schreiben vom 28. April 1970 um 
geeignete Vorschläge gebeten. Die angeschriebene 
Persönlichkeit habe jedoch weder selbst Vorschläge 
unterbreitet noch das Schreiben einer anderen Stelle 
des Heimatbundes zugeleitet, sondern lediglich ver- 
sichert, sie habe volles Vertrauen in die Unpartei- 
lichkeit des Bürgermeisteramtes und seines Verfah- 
rens. 

11 . 

Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- unci Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 

Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG), 


das gemäß § 32 des Gesetzes über Volksbegehren 
und Volksentscheid bei Neugliederung des Bundes- 
gebietes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 GG i. d. F. vom 
26. Februar 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 204) Anwen- 
dung findet, von der Anberaumung einer öffentlich 
mündlichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist zulässig, jedoch offensichtlich unbe- 
gründet. 

Auf Grund des Gesetzes über den Volksentscheid 
im Gebietsteil Baden des Landes Baden-Württem- 
berg gemäß Artikel 29 Abs. 3 GG vom 26. Februar 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 201) gilt für die Prüfung 
des Abstimmungsergebnisses und die Entscheidung 
Über die Gültigkeit der Abstimmung das Wahlprü- 
fungsgesetz vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 166), geändert durch Gesetz vom 24. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 977). 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts (vgl. BundesVerfGE 1, 430 (433); 4, 
370 (379); 22, 277 (281) dient das Wahlprüfungs ver- 
fahren nur dem Schutz des objektiven Wahlrechts. 
Dieser Grundsatz, dem sich auch der Bundestag in 
seinen Wahlprüfungsentscheidungen angeschlossen 
hat, muß sinngemäß auch für die Prüfung des Ab- 
stimmungsergebnisses und die Entscheidung über 
die Gültigkeit der Abstimmung bei Volksentschei- 
den gelten. Das bedeutet, daß ein Einspruch nur 
auf solche Fehler in der Vorbereitung und Durch- 
führung der Abstimmung gestützt werden kann, die 
auf das Gesamtergebnis des Volksentscheids von 
Einfluß sind oder sein können. 

Ausgehend von diesen Grundsätzen hat der Aus- 
schuß beschlossen, den Einspruch als offensichtlich 
unbegründet zurückzuweisen. Die vom Einspruchs- 
führer behaupteten Mängel sind durch die Stel- 
lungnahme der Landesregierung Baden-Württem- 
berg widerlegt. Auf einen zu späten Vollzug des 
Artikels 29 Abs. 6 GG kann der Einspruch nicht 
begründet werden. Die übrigen Behauptungen des 
Einspruchsführers vermögen ebenfalls unter dem 
Gesichtspunkt der bereits zitierten Grundsätze des 
Wahlprüfungsverfahrens den Einspruch nicht zu 
begründen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines Mo- 
nats seit der Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages — ... — beim Bundesverfassungsgericht 
eingegangen sein. 
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